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Amtsblatt 
Herausgeber:  Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt, Tel. 09521 27-0 

  
 

Nr. 3 Haßfurt, 15.03.2024 77. Jahrgang 
 

Öffnungszeiten: Landratsamt Haßberge in Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr  - 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:30 Uhr  
Montag und Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Ebern 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Hofheim vormittags: Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr  

Sprechstunden des Landrats: nach Vorankündigung in der Presse oder auf Anfrage 

 
 

 

Amtliche Bekanntmachungen 
 

 
 

 
 
 

 

I n h a l t :  

Teil I: 
 

Veröffentlichungen des Landratsamtes/Landkreises und seiner Einrichtun-
gen einschl. der Unternehmen und Verbände 

 

▪ Verordnung zum Schutz freilebender Katzen S. 11-12 

▪ Flurordnung Altenstein, Landkreis Haßberge; Ände-
rung von Gemeinde-, Kreis-, und Bezirksgrenzen 

 
S. 12-13 

▪ Flurordnung und Dorferneuerung Weisachgrund, 
Landkreis Haßberge; Änderung von Gemeinde-, 
Kreis-, und Bezirksgrenzen 

 
 
S. 13 

 
 

Teil II: 
 

Veröffentlichungen der kreisangehörigen VGem/Städte/Märkte/ 
Gemeinden sowie der Schul- und Versorgungsverbände 

 

▪ HH-Satzung des ZV zur Wasserversorgung  
der Knetzgau-Sand-Wonfurt-Gruppe 

 
S. 13-14 

▪ Offenlegung Jahresabschluss 2022 des Gem. Kom-
munalen Kooperations- und Serviceunternehmens 
Haßberge 

 
S. 14-15 

▪ Satzung für die öffentliche Wasserversorgungsein-
richtung des ZV zur Wasserversorgung der Veiten-
steingruppe 

 
 
S. 15-21 

▪ Kraftloserklärung eines verlorengegangenen Spar-
kassenbuches 

 
S. 21 

 

Teil  I 

 
Verordnung des Landratsamts Haßberge zum Schutz  

freilebender Katzen 
(Katzenschutzverordnung - KatzenschutzVO) 

vom 04.03.2024 
 

Auf Grund von § 13b des Tierschutzgesetzes in der Fassung 
der 

Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), 
zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 20 des Gesetzes vom 20. 

Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752), in Verbindung mit § 11 
Nr. 3 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von 
Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung - DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt geän-

dert durch Verordnung vom 18. Juli 2023 (GVBl. S. 506), wird 
verordnet: 

 
 
§ 1 Regelungszweck, Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung dient dem Schutz freilebender 

Katzen vor erheblichen Schmerzen, Leiden oder 

Schäden, die auf eine hohe Anzahl dieser Katzen in-

nerhalb des Geltungsbereichs der Verordnung zu-

rückzuführen sind. 

http://www.hassberge.lan/images/a/ad/Neues_Logo_LRA_CMYK.jpg
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(2) Diese Verordnung gilt für folgende Schutzgebiete: 

Gemeinde Schutzgebiet 

Aidhausen Gesamtes Gemeindegebiet 

Bundorf Ortsteile Stöckach, Bundorf 
und Neuses 

Burgpreppach Gesamtes Gemeindegebiet 

Ebelsbach Ortsteil Schönbach 

Haßfurt Gesamtes Gemeindegebiet 

Hofheim i. Ufr. Ortsteil Eichelsdorf 

Knetzgau Gesamtes Gemeindegebiet 

Oberaurach Gesamtes Gemeindegebiet 

Riedbach Gesamtes Gemeindegebiet 

Theres Gesamtes Gemeindegebiet 

Wonfurt Ortsteile Dampfach, Steins-
feld und Wonfurt 

 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieser Verordnung ist 

1. „Katze“ ein männliches oder weibliches Tier der Art 

Hauskatze (Felis silvestris catus), 

2. „Katzenhalter“ eine natürliche oder juristische Per-

son, welche eine Katze hält, 

3. „freilebende Katze“ eine Katze, die nicht oder nicht 

mehr von einem Menschen 

gehalten wird,  
4. „freilaufende Katze“ eine gehaltene Katze, die un-

kontrolliert freien Auslauf haben kann, 

5. „fortpflanzungsfähige Katze“ eine Katze, die fünf 

Monate oder älter ist und weder chirurgisch noch 

medikamentös unfruchtbar gemacht worden ist. 

6. „unkontrollierter freier Auslauf“ die freie Bewe-

gungsmöglichkeit einer Katze außerhalb der Einwir-

kungsmöglichkeit des Katzenhalters oder einer von 

ihm beauftragten oder für ihn handelnden Person. 

 
§ 3 Maßnahmen in Bezug auf freilebende Katzen 

(1) Das Landratsamt Haßberge oder ein von ihm Beauf-

tragter kann freilebende Katzen in Obhut nehmen, 

kennzeichnen, registrieren und fortpflanzungsunfä-

hig machen lassen. 

(2) Das Landratsamt oder ein von ihm Beauftragter 

darf zur Ergreifung freilebender Katzen im Schutz-

gebiet gelegene Privat- und Betriebsgrundstücke 

betreten. Grundstückseigentümer und Pächter sind 

verpflichtet, dies zu dulden und das Landratsamt 

Haßberge oder von ihm Beauftragte bei der Erfül-

lung ihrer Aufgabe zu unterstützen. 

 

§ 4 Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht 
(1) Wer im Schutzgebiet eine freilaufende Katze hält, 

hat diese mittels Mikrochip oder Ohrtätowierung 

eindeutig und dauerhaft kennzeichnen zu lassen so-

wie zu registrieren. 

(2) Die Registrierung erfolgt, indem neben den Daten 

des Mikrochips oder der Ohrtätowierung Name und 

Anschrift der Katzenhalterin oder des Katzenhalters 

in das kostenfreie Haustierregister von Tasso e.V. 

oder in das kostenfreie Haustierregister des Deut-

schen Tierschutzbundes (FINDEFIX) eingetragen 

werden. Der Katzenhalter hat dabei seine Erlaubnis 

zu erteilen, dass das jeweilige Haustierregister Be-
hörden die zur eindeutigen Identifikation des Hal-
ters erforderlichen Daten übermitteln darf. 

(3) Ein von dem Katzenhalter personenverschiedener 

Eigentümer hat die Maßnahmen nach Absatz 1 und 

2 zu dulden. 

 
§ 5 
-bleibt vorerst frei- 
 
§ 6 Maßnahmen in Bezug auf freilaufende Katzen 

(1) Das Landratsamt Haßberge überwacht die Einhal-

tung der §§ 4 und 5 dieser Verordnung. Es oder ein 

von ihm Beauftragter darf freilaufende Katzen in-

nerhalb des Schutzgebietes zum Zweck der Ermitt-

lung des Halters aufgreifen und vorübergehend in 

Obhut nehmen. Zur Ermittlung des Halters ist eine 

Abfrage bei den in § 4 Absatz 2 genannten Registern 

zulässig. 

(2) Dem Landratsamt Haßberge ist auf Verlangen ein 

Nachweis über die durchgeführte Registrierung 

vorzulegen. 

(3) Das Landratsamt Haßberge trifft gemäß § 16a Abs. 

1 S. 1 TierSchG die zur Beseitigung festgestellter 

Verstöße und die zur Verhütung künftiger Verstöße 

notwendigen Anordnungen. 

(4) Ein von dem Katzenhalter personenverschiedener 

Eigentümer hat die Maßnahmen nach Absatz 1 bis 

3 zu dulden.  

 
§ 7 Überprüfung 
Diese Verordnung wird drei Jahre nach deren Inkrafttreten 
daraufhin überprüft, ob sie zur Erreichung der mit ihr ange-
strebten Ziele beiträgt oder ob eine Änderung oder Aufhe-
bung erforderlich ist. Bei neu auftretenden erheblichen Popu-
lationen freilebender Katzen in anderen Gemeinden des 
Landkreises Haßberge kann die Verordnung jeweils zu Jahres-
beginn um Gemeinden oder Ortsteile ergänzt werden, sofern 
dies aus Gründen des Tierschutzes erforderlich ist. 
 
§ 8 Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt am 15.09.2024 in Kraft. 
 
 
Im Original gezeichnet 
Haßfurt, den 04.03.2024 
S C H N E I D E R 
Landrat 
 
 

 
 
NR. I/2-022/1-1 
 
Flurordnung Altenstein, Markt Maroldsweisach, Landkreis 
Haßberge 
Änderung von Gemeinde-, Kreis-, und Bezirksgrenzen 
 
Gemäß § 58 Abs. 2 und §§ 61, 63 FlurbG treten mit der An-
ordnung der Ausführung des Flurbereinigungsplanes im Flur-
bereinigungsverfahren Altenstein mit Wirkung vom 
01.04.2024 nachstehende Änderungen der Gemeindegren-
zen ein. 
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Es werden 
 
ausgegliedert 
aus der Ge-
meinde 

Fläche (ha) und eingegliedert 
in die Gemeinde 

Maroldsweisach 0,0427 Pfarrweisach 
Pfarrweisach 0,0426 Maroldsweisach 
 
 
Hiernach ergibt sich 
 
für das Gemein-
degebiet 

eine Flächen- 
mehrung von 

(ha) 

eine Flächen- 
minderung von 

(ha) 

Maroldsweisach  0,0001 
Pfarrweisach 0,0001  
 
 
Die umgegliederten Flurstücke sind unbebaut und unbe-
wohnt. Sie sind im Einzelnen in der Gemeindegrenzände-
rungskarte nebst Flächenverzeichnis zur Gemeindegrenzän-
derung ausgewiesen, die am Amt für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung Schweinfurt verwahrt werden. 
 
gez. Schmitt 
Baurätin 
 
 

 
NR. I/2-022/1-1 
 
Flurordnung und Dorferneuerung Weisachgrund; Markt Ma-
roldsweisach, Landkreis Haßberge 
Änderung von Gemeinde-, Kreis-, und Bezirksgrenzen 
 
Gemäß § 58 Abs. 2 und §§ 61, 63 FlurbG traten mit der An-
ordnung der Ausführung des Flurbereinigungsplanes im Flur-
bereinigungsverfahren Weisachgrund mit Wirkung vom 
01.04.2024 nachstehende Änderungen der Gemeindegren-
zen ein. 
 
Es werden 
 
ausgegliedert aus der  
Gemeinde 

Fläche (ha) und eingegliedert 
in die Gemeinde 

Maroldsweisach 0,0041 Pfarrweisach 
Pfarrweisach 0,0105 Maroldsweisach 
 
Hiernach ergibt sich 
 
für das Gemeindegebiet eine Flächen- 

mehrung von 
(ha) 

eine Flächen- 
minderung von 

(ha) 

Maroldsweisach 0,0064  
Pfarrweisach  0,0064 
 
 
Die umgegliederten Flurstücke sind unbebaut und unbe-
wohnt. Sie sind im Einzelnen in der Gemeindegrenzände-
rungskarte nebst Flächenverzeichnis zur Gemeindegrenzän-
derung ausgewiesen, die am Amt für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung Schweinfurt verwahrt werden. 
 
gez. Schmitt 
Baurätin 
 
 

 

Teil  II 

 
Nr. I/2 - 941/1-10 
 
 
Vollzug der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(BayGO) und des Gesetzes über die Kommunale Zusammen-
arbeit (KommZG) 
 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g  
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung  

der Knetzgau-Sand-Wonfurt-Gruppe 
(Landkreis Haßberge) 

für das Rechnungsjahr 2024 
 
 
Aufgrund der Verbandssatzung und der Art. 41 und 42 des 
Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in 
Verb. mit Art. 63 ff. der Bayer. Gemeindeordnung (GO) erlässt 
der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird im Verwal-
tungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 
2.054.500,00 € und im Vermögenshaushalt auf 
1.085.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wer-
den nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
1. Betriebskostenumlage 
 Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen nicht ge-

deckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im Verwal-
tungshaushalt wird auf 1.718.000,00 € festgesetzt und 
auf die Verbandsmitglieder umgelegt. Umlegungsschlüs-
sel ist der Wasserverbrauch 2024 der Gemeinden Knetz-
gau, Sand a.Main und Wonfurt. In Höhe des geschätzten 
Verbrauchs werden vierteljährliche Vorauszahlungen er-
hoben.  

 
2. Investitionsumlage 
 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.  
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§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
150.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
Knetzgau, 07.02.2024 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Knetzgau-Sand-Wonfurt-Gruppe 
 
Paulus, 1. Verbandsvorsitzender 
 
 

II. 
 
Die von der Verbandsversammlung am 03.01.2024 erlassene 
Haushaltssatzung für das Jahr 2024 hat das Landratsamt Haß-
berge mit Schreiben vom 31.01.2024 rechtsaufsichtlich ge-
würdigt. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen Bestand-
teile. 
 
Gleichzeitig mit dieser Bekanntmachung ist die Haushaltssat-
zung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekannt-
machung einer Haushaltssatzung (entweder in Papier und/ 
oder elektronisch) in der Geschäftsstelle des Zweckverban-
des, Am Rathaus 2, Zi.-Nr. 3, 97478 Knetzgau, öffentlich zu-
gänglich zu machen. 
 
Haßfurt, 13.02.2024 
Landratsamt Haßberge 
 
Mantel 
 

 
 
Gemeinsames Kommunales Kooperations- und Serviceunter-
nehmen Haßberge; 
Anstalt des öffentlichen Rechts des Landkreises Haßberge 
und der beteiligten Körperschaften des öffentlichen Rechts 
 
 
Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für 
das Wirtschaftsjahr 2022 des Gemeinsamen Kommunalen 
Kooperations- und Serviceunternehmens Haßberge 
 
Der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Kommunalen Koope-
rations- und Serviceunternehmens Haßberge hat in der Ver-
waltungsratssitzung am 29.11.2023 nachfolgende Beschlüsse 
gefasst:  
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2022: 
Der Jahresabschluss 2022 des Gemeinsamen Kommunalen 
Kooperations- und Serviceunternehmens Haßberge, Anstalt 
des öffentlichen Rechts des Landkreises Haßberge und der 
beteiligten Körperschaften des öffentlichen Rechts, vom 
20.04.2023, der eine Bilanzsumme von 433.647,17 Euro und 
einen Überschuss in der Gewinn- und Verlustrechnung von 
4.936,27 Euro aufweist, wird festgestellt.  

 
Verzinsung des Stammkapitals – Verwendung des Überschus-
ses: 
Für die Zurverfügungstellung des Stammkapitals in Höhe von 
100.000 Euro werden aus dem Jahresüberschuss Zinsen für 
die Zurverfügungstellung des Stammkapitals an die Träger 
nach dem Kalkulatorischen Zinssatz des Landkreises von ak-
tuell 3 v.H. ausgeschüttet. Der jeweilige Zinsanteil eines Trä-
gers bestimmt sich nach der Höhe seiner Einlage. Der Restbe-
trag wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Entlastung des Vorstands: 
Dem für das Kalenderjahr 2022 zuständigen Vorstand des ge-
meinsamen Kommunalunternehmens, Herrn Joshua Pöhl-
mann, wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt. 
 
Der Abschlussprüfer (Bayerischer Kommunaler Prüfungsver-
band, München) erteilte am 20.04.2023 folgendes Prüfungs-
urteil:  
 
„(Auszug) … Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentli-

chen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Gemeinsamen Kommunalunternehmens zum 
31.12.2022 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr 
vom 01.01. bis 31.12.2022 und 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Gemeinsamen Kommunalun-
ternehmens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser La-
gebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat.“ 
 
 
Die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2022 wurde vom 
Kreisrechnungsprüfungsamt des Landkreises Haßberge vor-
genommen. Der Rechnungsprüfungsausschuss des Landkrei-
ses war in der Sitzung vom 12.09.2023 mit der Angelegenheit 
befasst. Es wurde hierbei festgelegt, dass die Berichterstat-
tung des BKPV zum Fragenkatalog der Prüfung nach § 53 
HGrG keiner ergänzenden Würdigung im Rahmen der örtli-
chen Prüfung bedarf. Die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung wurde festgestellt.  
 
Im Rahmen der örtlichen Prüfung wurde darauf aufmerksam 
gemacht, dass ein entsprechender Regelungsbedarf bzgl. der 
Einbringung der Arbeitszeit des Vorstandes Joshua Pöhlmann 
noch zu treffen war. Dem Landkreis Haßberge wurde ein Vor-
schlag bzgl. der zu treffenden Regelung gemäß dem letztjäh-
rigen Beschluss des Verwaltungsrates (TOP 4; Verwaltungs-
ratssitzung vom 21.11.2022) unterbreitet und durch Herrn 
Landrat Schneider verfügt. Darüber hinaus wurden weitere 
Prüfziffern durch den KRPA aufgenommen, welche in der Sit-
zung des Verwaltungsrates behandelt wurden.     
 
Der Jahresabschluss (inkl. Lagebericht) 2022 liegt in der Zeit 
vom 01.04.2024 bis einschließlich 19.04.2024 öffentlich aus. 



 

Amtsblatt des Landratsamtes Haßberge vom 15.03.2024, Nr. 3/2024 Seite 15 
 

 

Die Unterlagen sind beim Gemeinsamen Kommunalen Ko-
operations- und Serviceunternehmen Haßberge, Am Herren-
hof 1 (3. OG- Zimmer 301), 97437 Haßfurt zu folgenden Zeiten 
(nach Terminvereinbarung) einsehbar:  
 
Montag bis Mittwoch:   8.30 bis 12.30 Uhr und  

14.00 bis 16.00 Uhr 
Donnerstag:     8.30 bis 12.30 Uhr und  

14.00 bis 17.00 Uhr 
Freitag:       8.30 bis 12.30 Uhr 
 
 
Haßfurt, 15.03.2024 
Gemeinsames Kommunales Kooperations- 
und Serviceunternehmen Haßberge 
 
 
Pöhlmann    
Vorstand 
 

 
 

Satzung 
für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung  

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung  
der Veitensteingruppe 

(Wasserabgabesatzung – WAS – ) 
 

vom 21.02.2024 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 
und Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckver-
band zur Wasserversorgung der Veitensteingruppe folgende 
Satzung: 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrichtung 

zur Wasserversorgung für das Gebiet 
 

der gesamten Gemeinde Kirchlauter außer der 
Paßmühle und der Klaubmühle, 
der gesamten Gemeinde Breitbrunn außer dem Wei-
ler Doktorshof, dem Steinbruch Brünner und der 
Paßmühle, 
des Ortsteils Rudendorf der Gemeinde Ebelsbach, 
der gesamten Gemeinde Lauter außer dem Weiler 
Krappenhof und das Anwesen Stettfelder Weg 7 in 
Deusdorf, 
der Ortsteile Godeldorf, Godelhof, Priegendorf und 
Dorgendorf der Stadt Baunach. 
 

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung 
bestimmt der Zweckverband. 

 
(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im 

öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grund-
stücksanschlüsse, soweit nichts Abweichendes verein-
bart ist. 

§ 2 
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich 

zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck 
dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das 
eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch 
wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von 
Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 
Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu 
berücksichtigen. 

 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstücksei-

gentümer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähn-
lich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berech-
tigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder be-
rechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe 
folgende Bedeutung: 

 

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im 
Wasserversorgungsgebiet, von 
denen die Grundstücksan-
schlüsse abzweigen. 

Grundstücksanschlüsse 
(= Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von 
der Abzweigstelle der Versor-
gungsleitung bis zur Übergabe-
stelle; sie beginnen mit der An-
schlussvorrichtung und enden 
mit der Hauptabsperr-vorrich-
tung.  

Gemeinsame Grund-
stücksanschlüsse  
(verzweigte Hausan-
schlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über 
Privatgrundstücke (z. B. Privat-
wege) verlaufen und mehr als 
ein Grundstück mit der Versor-
gungsleitung verbinden. 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasser-
entnahme aus der Versorgungs-
leitung, umfassend An-
bohrschelle mit integrierter 
oder zusätzlicher Absperrarma-
tur oder Abzweig mit Absperrar-
matur samt den dazugehörigen 
technischen Einrichtungen. 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem 
Grundstück, mit der die ge-
samte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschließlich 
Wasser-zähler abgesperrt wer-
den kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksan-
schlusses hinter der Hauptab-
sperrvorrichtung im Grund-
stück/Gebäude. 

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung 
des durchgeflossenen Wasser-
volumens. Absperrventile und 
vorhandene Wasserzählerbügel 
sind nicht Bestandteile der Was-
serzähler. 
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Anlagen des Grundstück-
seigentümers                  
(= Verbrauchsleitungen) 

sind die Gesamtheit der Anla-
genteile in Grundstücken oder 
in Gebäuden hinter der Überga-
bestelle; als solche gelten auch 
Eigengewinnungsanlagen, wenn 
sie sich ganz oder teilweise im 
gleichen Gebäude befinden. 

 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass 

sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes oder 
gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßgabe dieser 
Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen und mit Wasser beliefert wird. 
 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur 
auf solche Grundstücke, die durch eine Versorgungslei-
tung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer 
kann unbeschadet weitergehender bundes- oder lan-
desgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass eine 
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine beste-
hende Versorgungsleitung geändert wird. Welche 
Grundstücke durch die Versorgungsleitung erschlossen 
werden, bestimmt der Zweckverband. Rohwasser- und 
Fernwasserleitungen stellen keine zum Anschluss be-
rechtigenden Versorgungsleitungen dar. 

 
(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grund-

stücks an eine bestehende Versorgungsleitung versa-
gen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder be-
trieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer 
übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit. 

 
(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwasserzwe-

cke und den Betrieb von Wärmepumpen. Der Zweck-
verband kann ferner das Anschluss- und Benutzungs-
recht ausschließen oder einschränken, soweit nicht die 
Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erfor-
derlich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von Lösch-
wasser. 

 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, 

die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, an 
die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang be-
steht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsäch-
lich unmöglich ist. 
 

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte 
Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts 
(§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu decken 
(Benutzungszwang). Gesammeltes Niederschlagswas-
ser darf ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewäs-
serung, zur Toilettenspülung und zum Wäschewaschen 
verwendet werden, soweit nicht andere Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. Entnommenes Grundwasser 

(z.B. Hausbrunnen) darf nur zur Gartenbewässerung 
verwendet werden. § 7 Abs. 4 ist entsprechend anzu-
wenden. Verpflichtet sind die Grundstückeigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Ver-
langen des Zweckverbandes die dafür erforderliche 
Überwachung zu dulden. 

 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benut-

zung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn 
der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Be-
freiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei dem 
Zweckverband einzureichen. 
 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Aufla-

gen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 

§ 7 
Beschränkung der Benutzungspflicht 

 
(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf ei-

nen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf be-
schränkt, soweit das für die öffentliche Wasserversor-
gung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit 
entgegenstehen. Gründe der Volksgesundheit stehen 
einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbeson-
dere entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchs-
zweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder 
Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erfor-
derlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur 
durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversor-
gung gewährleistet wird. 

 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieun-

ternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vorhal-
tung von Löschwasser. 

 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigenge-

winnungsanlage hat der Grundstückseigentümer dem 
Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, 
wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die öf-
fentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden 
soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungs-
netz möglich sind. Bei einer Nachspeisung von Trink-
wasser aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrich-
tung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier Aus-
lauf (Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A 1 der 
Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffangbecken 
bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erforderlich. 

 

§ 8 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss be-

rechtigt oder verpflichtet, so kann der Zweckverband 
durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsver-
hältnis begründen. 
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(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmun-

gen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, so-
weit dies sachgerecht ist. 

 

§ 9 
Grundstücksanschluss 

 
(1) Der Grundstücksanschluss wird von dem Zweckverband 

hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, er-
neuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Es muss zu-
gänglich und vor Beschädigung geschützt sein.  
 

(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und 
Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren Ände-
rung. Sie bestimmt auch, wo und an welche Versor-
gungsleitung anzuschließen ist. Der Grundstückseigen-
tümer ist vorher zu hören; seine berechtigten Interes-
sen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll der Grund-
stücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentü-
mers nachträglich geändert werden oder wird später 
ein weiterer Grundstücksanschluss beantragt bzw. er-
forderlich (z.B. ein zweiter oder weiterer Grundstücks-
anschluss, oder nach einer Grundstücksteilung), so 
kann der Zweckverband verlangen, dass die näheren 
Einzelheiten einschließlich der Kostentragung vorher in 
einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraus-

setzungen für die sichere Errichtung des Grundstücks-
anschlusses zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu 
schriftlich eine angemessene Frist setzen. Der Grund-
stückseigentümer darf keine Einwirkungen auf den 
Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen las-
sen. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 

jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbe-
sondere das Undicht werden von Leitungen sowie sons-
tige Störungen unverzüglich dem Zweckverband mitzu-
teilen. 

 

§ 10 
Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ord-

nungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, 
mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die 
Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder 
sonst zu Benutzung überlassen, so ist er neben dem an-
deren verpflichtet. 
 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften 
dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördli-
cher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erweitert, geändert und un-
terhalten werden. Anlage und Verbrauchseinrichtun-
gen müssen so beschaffen sein, dass Störungen anderer 
Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungseinrich-
tungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des Trink-
wassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserver-
brauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf 
Gefahr des Grundstückseigentümers. 

 

(3) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, 
können plombiert werden. Ebenso können Anlagen-
teile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehö-
ren, unter Plombenverschluss genommen werden, um 
eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür 
erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den An-
gaben des Zweckverbandes zu veranlassen. 

 

§ 11 
Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 

des Grundstückseigentümers 
 

(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers herge-
stellt oder wesentlich geändert wird, sind dem Zweck-
verband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung 
einzureichen: 
 
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grund-

stückseigentümers und ein Lageplan, 
 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errich-
ten soll, 

 
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 

 
d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Über-

nahme der Mehrkosten. 
 

Die einzureichenden Unterlagen haben den bei dem 
Zweckverband aufliegenden Mustern zu entsprechen. 
Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Plan-
fertigern zu unterschreiben. 

 
(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anlagen 

den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich ihre Zu-
stimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt 
der Zweckverband nicht zu, setzt sie dem Bauherrn un-
ter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Be-
richtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann er-
neut einzureichen. Die Zustimmung und die Überprü-
fung befreien den Grundstückseigentümer, den Bau-
herrn, den ausführenden Unternehmer und den Plan-
fertiger nicht von der Verantwortung für die vorschrifts-
mäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der An-
lagen. 
 

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher 
Zustimmung des Zweckverbandes begonnen werden. 
Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach      straßen-, bau- und wasserrechtlichen Best-
immungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderun-

gen dürfen nur durch den Zweckverband oder durch ein 
Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installa-
teur Verzeichnis des Zweckverbandes oder eines ande-
ren Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. 
Der Zweckverband ist berechtigt, die Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen. Leitungen, die an Eigengewin-
nungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vor-
heriger Zustimmung des Zweckverbandes verdeckt 
werden; andernfalls sind sie auf Anordnung des Zweck-
verbandes auf Kosten des Grundstückseigentümers, 
freizulegen. 
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(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung 
der Anlagen bei dem Zweckverband über das Installati-
onsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss der An-
lage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung 
erfolgen durch den Zweckverband oder ihre Beauftrag-
ten. 

 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der 

Zweckverband Ausnahmen zulassen. 
 

§ 12 
Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grund-

stückseigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme 
zu überprüfen. Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung 
verlangen. 
 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit ge-
fährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so 
ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder 
die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder 
Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung 

der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Vertei-
lungsnetz übernimmt der Zweckverband keine Haftung 
für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn 
sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die 
eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 

§ 13 
Abnehmerpflichten, Haftung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 

den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf Ver-
langen auszuweisen haben, zu angemessener Tageszeit 
den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden 
Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Nachschau 
der Wasserleitungen, zum Ablesen und Wechseln der 
Wasserzähler, zum Erstellen von Grundstücksflächen- 
und Geschossflächenaufmaßen und zur Prüfung, ob die 
Vorschriften dieser Satzung und die von dem Zweckver-
band auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt 
werden, erforderlich ist. Zur Überwachung der sat-
zungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit 
dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen des 
Zweckverbandes berechtigt, zu angemessener Tages-
zeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, 
Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen Um-
fang zu betreten. Der Grundstückseigentümer, ggf. 
auch die Benutzer des Grundstücks, werden davon nach 
Möglichkeit vorher verständigt. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind ver-
pflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Ver-
wendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor In-
betriebnahme dem Zweckverband mitzuteilen, soweit 
sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften 

dem Zweckverband für von ihnen verschuldete Schä-
den, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser 
Satzung zurückzuführen sind. 

 

§ 14 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und 

Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- 
und Fortleitung von Wasser über sein im Versorgungs-
gebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und so-
weit diese Maßnahmen für die örtliche Wasserversor-
gung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grund-
stücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen 
oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlosse-
nen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück ge-
nutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasser-
versorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise 
belasten würde. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und 
Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines 
Grundstücks zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der 

Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die 
Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung des 
Grundstücks dienen. 

 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 einge-

stellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach 
Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der Einrich-
tungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgelt-
lich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Ver-

kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, 
die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen 
Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 

§ 15 
Art und Umfang der Versorgung 

 
(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Bei-

trags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur 
Verfügung. Sie liefert das Wasser als Trinkwasser unter 
dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betref-
fenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, 
entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
und den anerkannten Regeln der Technik. 
 

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit 
und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzli-
chen und behördlichen Bestimmungen sowie der aner-
kannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies aus 
wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend 
erforderlich ist. Der Zweckverband wird eine dauernde 
wesentliche Änderung den Wasserabnehmern nach 
Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstel-
lung schriftlich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die Grund-
stückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf ei-
gene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupas-
sen. 
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(3) Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen 

ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am 
Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt 
nicht, soweit und solange der Zweckverband durch hö-
here Gewalt, durch Betriebsstörungen, bestehenden 
oder drohenden Wassermangel oder sonstige techni-
sche oder wirtschaftliche Umstände, deren Beseitigung 
ihr nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehin-
dert ist. Der Zweckverband kann die Belieferung ableh-
nen, mengenmäßig und zeitlich beschränken oder unter 
Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das zur 
Wahrung des Anschluss- und Benutzungsrechtes der 
anderen Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckver-
band darf ferner die Lieferung unterbrechen, um be-
triebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit mög-
lich, gibt der Zweckverband Absperrungen der Wasser-
leitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die 
Abnehmer über Umfang und voraussichtliche Dauer der 
Unterbrechung. 

 
(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs 

für die angeschlossenen Grundstücke geliefert. Die 
Überleitung von Wasser in ein anderes Grundstück be-
darf der schriftlichen Zustimmung des Zweckverban-
des; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht überwie-
gende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenste-
hen. 

 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Was-

serlieferung und für Änderungen des Druckes oder der 
Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere Gewalt, 
Wassermangel oder sonstige technische oder wirt-
schaftliche Umstände, die dem Zweckverband nicht ab-
wenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügun-
gen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer 
kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger 
Gebühren zu. 

 

§ 16 
Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung 

für Feuerlöschzwecke 
 

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschan-
schlüsse eingerichtet werden, so sind über die näheren 
Einzelheiten einschließlich der Kostentragung beson-
dere Vereinbarungen zwischen dem Grundstückseigen-
tümer und dem Zweckverband zu treffen. 
 

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasser-
zählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die Feuerwehr 
benutzbar sein. 

 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, 

sind die Anordnungen des Zweckverbandes, der Polizei 
und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben 
die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenan-
lagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung 
zu stellen. Ohne zwingenden Grund dürfen sie in diesen 
Fällen kein Wasser entnehmen. 

 
(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Ver-

sorgungsleitungen und Grundstücksanschlüsse vo-
rübergehend abzusperren. Dem von der Absperrung 
betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein Ent-
schädigungsanspruch zu. 

 

§ 17 
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, 

Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 
 

(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser 
oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist recht-
zeitig bei dem Zweckverband zu beantragen. Muss das 
Wasser von einem anderen Grundstück bezogen wer-
den, so ist die schriftliche Zustimmung des Grundstück-
seigentümers beizubringen. Über die Art der Wasserab-
gabe entscheidet der Zweckverband; sie legt die weite-
ren Bedingungen für den Wasserbezug fest. 

 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feu-

erlöschen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwe-
cken entnommen werden soll, so stellt der Zweckver-
band auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. Absperrvor-
richtung und Standrohr zur Verfügung und setzt die Be-
dingungen für die Benutzung fest. 

 

§ 18 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Un-

terbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der 
Zweckverband aus dem Benutzungsverhältnis oder aus 
unerlaubter Handlung im Falle 

 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der 

Gesundheit des Grundstückseigentümers, es sei 
denn, dass der Schaden von dem Zweckverband 
oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen 
weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht wor-
den ist, 
 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der 
Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit des Zweckverbandes oder eines Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht wor-
den ist, 

 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser 

weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässig-
keit eines vertretungsberechtigten Organs des 
Zweckverbandes verursacht worden ist. 
 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehil-
fen anzuwenden. 

 
(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grund-

stückseigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen des 
§ 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband für 
Schäden, die diesen durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Be-
lieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentü-
mer. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von 

Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese gegen 
ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus uner-
laubter Handlung geltend machen. Der Zweckverband 
ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf Ver-
langen über die mit der Schadensverursachung durch 
ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsa-
chen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt 
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sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt wer-
den können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadensersatzes erforderlich ist. 

 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter dreißig Euro. 

 
(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzu-

teilen. 
 

§ 19 
Wasserzähler 

 
(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. 

Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, 
Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der Was-
serzähler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er be-
stimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler so-
wie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat der 
Zweckverband so zu verfahren, dass eine einwandfreie 
Messung gewährleistet ist; sie hat den Grundstücksei-
gentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten In-
teressen zu wahren. 
 

(2) Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu verlegen, 
wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer einwand-
freien Messung möglich ist. Der Zweckverband kann die 
Verlegung davon abhängig machen, dass der Grund-
stückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu über-
nehmen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhanden-

kommen und die Beschädigung der Wasserzähler, so-
weit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Ver-
lust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtun-
gen dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwas-
ser sowie vor Frost zu schützen. 

 
(4) Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des 

Zweckverbandes möglichst in gleichen Zeitabständen 
oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grund-
stückseigentümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu 
sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

 

§ 20 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

 
(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grund-

stückseigentümer auf eigene Kosten an der Grund-
stücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten Was-
serzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, 
wenn 

 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 

 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksan-

schlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind 
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können, oder 

 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 

Wasserzählers vorhanden ist. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrich-
tungen in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zu-
gänglich zu halten. 

 

§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nach-

prüfung der Wasserzähler durch eine Eichbehörde oder 
eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 
des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grund-
stückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei dem 
Zweckverband, so hat er diese vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen. 
 

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nach-
prüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, wenn 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kos-
ten zu übernehmen, falls die Abweichung die gesetzli-
chen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 

 

§ 22 
Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem 

Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, 
den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserversor-
gung vollständig einstellen, so hat er das mindestens 
eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs schriftlich 
dem Zweckverband zu melden. 

 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichte-

ter den Wasserbezug einstellen, hat er bei dem Zweck-
verband Befreiung nach § 6 zu beantragen. 

 

§ 23 
Einstellung der Wasserlieferung 

 
(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung 

ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung 
oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden An-
ordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um 

 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Per-

sonen oder Anlagen abzuwenden, 
 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Be-
einflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern oder 

 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abneh-

mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen 
sind. 
 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mah-
nung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis 
zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentü-
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mer seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Zweck-
verband kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung 
der Versorgung androhen. 
 

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die Einstel-
lung entfallen sind. 

 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 

2.500 € belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benut-

zungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und 
§ 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestütz-
ten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlage-
pflichten verletzt, 

 
3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweck-

verbandes mit den Installationsarbeiten beginnt, 
 

4. gegen die von dem Zweckverband nach § 15 Abs. 3 
Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschränkungen 
oder Verbrauchsverbote verstößt. 
 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ord-
nungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 

 

§ 25 
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

 
(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser 

Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen 
für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebe-

nen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gel-
ten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 

§ 26 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.03.2024 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die WAS vom 19.10.2020 außer Kraft. 

 
 
Kottendorf, den 21.02.2024 
 
_______________________ 
Ruth Frank, 1. Vorsitzende 
 
 

 
Kraftloserklärung eines verlorengegangenen Sparkassenbu-
ches 
 
Im Amtsblatt Nr. 22 vom 23.10.2023 des Landratsamtes 
Schweinfurt, im Amtsblatt Nr. 17 vom 26.10.2023 des Land-
ratsamts Haßberge und im Schweinfurter Tagblatt vom 
04.10.2023 wurde nachfolgendes Sparkassenbuch, ausge-
stellt von der Sparkasse Schweinfurt-Haßberge, 
 
Nr.     3405146675 
Konto-Inhaber Sonja Liebenstein 
 
aufgeboten. 
 
Dieses Sparkassenbuch wurde mit Wirkung vom 05.02.2024 
für kraftlos erklärt. 
 
Sparkasse Schweinfurt-Haßberge 
 
 

 
 
 
 

Landratsamt Haßberge 
Wilhelm Schneider 

Landrat 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 


